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Kommentierte Finanzrechtsprechung

BFH-Urteil vom 24. Januar 2008
(V R 3/05 - HFR 2008 S. 837)
Umsatzsteuerfreiheit für Schul- und Hochschulunterricht

Leitsätze:

1. § 4 Nr. 21 Buchst. b UStG 1993 setzt Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG nicht zutreffend um. Es ist fraglich, ob eine richtlinienkonforme Aus-legung dieser Vorschrift möglich ist.
2. Ein Steuerpflichtiger kann sich für die Umsatzsteuerfreiheit seiner Leistungen un-mittelbar auf Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG berufen.
3. Für die Annahme eines „Schul- und Hochschulunterrichts“ i.S. von Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG ist entscheidend, ob vergleichbare Leistungen in Schulen erbracht werden und ob die Leistungen der bloßen Freizeit-gestaltung gedient haben.
4. Die Bescheinigung der zuständigen Landesbehörde, dass eine Einrichtung auf einen Beruf oder eine vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts abzulegende Prüfung ordnungsgemäß vorbereitet, ist ein Indiz dafür, dass Leistungen, die tat-sächlich dem Anforderungsprofil der Bescheinigung entsprechen, nicht den Cha-rakter einer bloßen Freizeitgestaltung haben.

►   Volltext der Entscheidung:
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=promemoria_dl&id=662
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
Indizwirkung der Bescheinigung der Landesbehörde bei Annahme eines „Schulunterrichts und Hochschulunterrichts“
A.      Problemstellung
Nach § 4 Nr. 21 Buchst. b UStG 1993 sind von den unter § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 UStG fallenden Umsätzen steuerfrei die unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck dienenden Leistungen privater Schulen und anderer allgemeinbildender oder berufsbildender Ein-richtungen, wenn die zuständige Landesbehörde bescheinigt, dass sie auf einen Beruf oder eine vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts abzulegende Prüfung ordnungs-gemäß vorbereiten. Die Vorschrift setzt Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 132 Abs. 1 Buchst. i MwStSystRL) in nationales Recht um. Danach befreien die Mitgliedstaaten unter den Bedingungen, die sie zur Gewährleis-tung einer korrekten und einfachen Anwendung der nachstehenden Befreiungen sowie zur Verhütung von Steuerhinterziehungen, Steuerumgehung und etwaigen Missbräuchen fest-setzen, die Erziehung von Kindern und Jugendlichen, den Schul- oder Hochschulunter-richt, die Ausbildung, die Fortbildung oder die berufliche Umschulung sowie die damit eng verbundenen Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die mit solchen Aufgaben betraut sind, oder andere Einrichtungen mit von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannter vergleichbarer Zielsetzung von der Steuer. Zu entscheiden war, ob die von dem Inhaber eines Ballett- und Tanzstudios ausge-führten Umsätze in den Anwendungsbereich der genannten Bestimmungen fallen und da-mit steuerfrei sind.
B.     Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Die Klägerin betreibt ein Ballett- und Tanzstudio, für das sie in den Umsatzsteuererklä-rungen 1995 bis 1997 zunächst steuerbare und steuerpflichtige Umsätze erklärt hatte. Das Finanzamt setzte daraufhin die Umsatzsteuer erklärungsgemäß fest. Für 1995 hob das Fi-nanzamt im Januar 1999 den Vorbehalt der Nachprüfung auf. Im Oktober 1999 legte die Klägerin eine Bescheinigung der zuständigen Landesbehörde vom 06.10.1999 vor, worin bestätigt wird, dass die Klägerin ordnungsgemäß Kenntnisse und Fertigkeiten für einen späteren Beruf vermittelt bzw. auf eine vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts abzulegende Prüfung vorbereitet. Die Klägerin beantragte, ihre für die Streitjahre 1995 bis 1998 erklärten Umsätze als steuerfrei zu behandeln und reichte dementsprechend berichtigte bzw. erstmalige Steuererklärungen ein, in denen sie die Umsätze als steuerfrei auswies.
Nach einer bei der Klägerin durchgeführten Umsatzsteuersonderprüfung kam das Finanz-amt zu dem Ergebnis, dass durchschnittlich zwei von hundert Ballettschülern die Aufnah-meprüfung an der staatlichen Musikhochschule ablegten und eine weitere Berufsaus-bildung anstrebten. Das Finanzamt nahm deshalb an, dass auch nur 2 v.H. der Gesamt-umsätze der Klägerin steuerfrei seien und erließ für die Streitjahre entsprechend geänderte Umsatzsteuerbescheide. Im Einspruchsverfahren reichte die Klägerin eine Bescheinigung der zuständigen Landesbehörde vom Februar 2001 ein, worin diese bestätigt, dass die der Klägerin im Oktober 1999 erteilte Bescheinigung bereits ab dem Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit der Klägerin gültig sei. Der Einspruch der Klägerin hinsichtlich der begehrten Steuerbefreiung blieb ohne Erfolg. Das Finanzgericht wies die Klage ab (FG München, Urteil vom 18.11.2004 - 14 K 5057/01 - EFG 2005 S. 740). Auf die Revision der Klägerin hob der BFH das Urteil auf und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei-dung zurück. Der BFH führte im Wesentlichen aus:
Wie der Senat bereits in seinem Urteil vom 21.03.2007 (V R 28/04 - BFH/NV 2007 S. 1604, unter II.2.c, aa) ausgeführt habe, habe der Gesetzgeber Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 132 Abs. 1 Buchst. i der MwSt-SystRL) lediglich dadurch „umgesetzt“, dass er die schon bei Inkrafttreten der Richtlinie 77/388/EWG vorhandenen, teilweise bereits im UStG 1951 enthaltenen Steuerbefreiungs-tatbestände im Wesentlichen unverändert weitergeführt habe. Der Senat lasse im Streitfall offen, ob die Steuerfreiheit der streitigen Leistungen aus § 4 Nr. 21 Buchst. b UStG 1993 folge und inwieweit eine richtlinienkonforme Auslegung dieser Vorschrift möglich sei. Denn die Klägerin könne sich grundsätzlich für die Umsatzsteuerfreiheit ihrer Leistungen unmittelbar auf Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG berufen (zur Berufbarkeit ausführlich z.B. BFH-Urteil vom 19.05.2005 - V R 32/03 - BStBl II 2005 S. 900).
Die Klägerin erfülle die persönlichen Voraussetzungen dieser Bestimmung, weil es sich bei ihr um eine „andere Einrichtung mit von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannter vergleichbarer Zielsetzung“ handele. Denn der Begriff sei nach der Rechtsprechung des EuGH und des BFH grundsätzlich weit genug, um auch private Einheiten mit Gewinner-zielungsabsicht zu erfassen. Habe der Gemeinschaftsgesetzgeber - wie in Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG - die Inanspruchnahme der betreffenden Be-freiung nicht ausdrücklich vom Fehlen eines Gewinnstrebens abhängig gemacht, könne das Streben nach Gewinnerzielung die Inanspruchnahme dieser Befreiung nicht ausschließen (EuGH-Urteil vom 26.05.2005 - C-498/03 „Kingscrest Associates Ltd. und Montecello Ltd.“ - Slg. 2005, I-4427 = BFH/NV Beilage 2005 S. 310 = UR 2005 S. 453 Rn. 35). Die Klägerin besitze eine Bescheinigung, wonach sie eine Einrichtung i.S.v. § 4 Nr. 21 Buchst. b UStG 1993 sei, die auf einen Beruf oder eine vor einer juristischen Person des öffent-lichen Rechts abzulegende Prüfung ordnungsgemäß vorbereite. Dies genüge für die Aner-kennung durch den Mitgliedstaat Deutschland als Einrichtung mit vergleichbarer Zielset-zung.
Bei den von der Klägerin ausgeführten Leistungen komme die Steuerbefreiung für „Schul- oder Hochschulunterricht“ i.S.v. Artikel 13 Teil A Nr. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/ EWG in Betracht. Denn dieser Begriff beschränke sich nicht auf Unterricht, der zu einer Abschlussprüfung zur Erlangung einer Qualifikation führe, sondern er schließe andere Tä-tigkeiten ein, bei denen die Unterweisung in Schulen und Hochschulen erteilt werde, um die Kenntnisse und Fähigkeiten der Schüler und Studenten zu entwickeln, sofern diese Tätigkeiten nicht den Charakter bloßer Freizeitgestaltung hätten (EuGH-Urteil vom 14.06.2007 - C-445/05 - BFH/NV 2007 Beilage 2007 S. 394 = UR 2007 S. 592 Rn. 26 „Haderer“).
Das Finanzgericht werde deshalb prüfen müssen, ob entsprechend dem Vortrag der Klä-gerin vergleichbare Leistungen in Schulen erbracht würden und ob die Leistungen der Klä-gerin der bloßen Freizeitgestaltung gedient hätten. Dabei werde es u.a. zu berücksichtigen haben, dass es auf die Ziele der Personen, die die Einrichtung besuchten, nicht ankomme. Entscheidend seien vielmehr die Art der erbrachten Leistungen und ihre generelle Eignung als Schul- oder Hochschulunterricht. Deshalb sei es auch ohne Belang, wie hoch der Anteil der Schüler sei, die den Ballettunterricht tatsächlich im Hinblick auf eine Berufsausbildung oder eine Prüfungsvorbereitung besuchten oder später den Beruf des Tänzers ergriffen hät-ten. Ferner seien die von der zuständigen Landesbehörde erteilten Bescheinigungen nicht nur für die Frage der Anerkennung einer Einrichtung i.S.v. Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG von Bedeutung. Vielmehr hätten sie auch insofern In-dizwirkung, als bei Fehlen gegenteiliger Anhaltspunkte davon auszugehen sei, dass Leis-tungen, die tatsächlich dem Anforderungsprofil der Bescheinigung entsprechen, nicht den Charakter einer bloßen Freizeitgestaltung hätten. Solche gegenteiligen Anhaltspunkte könnten sich zum Beispiel aus dem Teilnehmerkreis oder aus der thematischen Zielsetzung eines Kurses ergeben. So seien Kurse, die von ihrer Zielsetzung auf reine Freizeitge-staltung gerichtet seien, ausgeschlossen. Darunter fielen z.B. Kurse, die sich an Eltern von Schülern richteten, um die Wartezeit während des Unterrichts der Kinder sinnvoll zu nut-zen, Kurse für Senioren oder allgemein am Tanz interessierte Menschen. Kurse hingegen, die es einem Teilnehmer ermöglichten, die vermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten durch Vertiefung und Fortentwicklung schließlich beruflich zu nutzen, fielen auch dann unter die Steuerbefreiung, wenn von dieser Möglichkeit nur wenige Teilnehmer Gebrauch machten.
C.      Kontext der Entscheidung
Das EuGH-Urteil in der Rechtssache Haderer, worauf sich der BFH im Besprechungsurteil maßgeblich stützt, ist zwar zu Artikel 13 Teil A Nr. 1 Buchst. j der Richtlinie 77/388/EWG ergangen, wonach die Mitgliedstaaten „den von Privatlehrern erteilten Schul- und Hoch-schulunterricht“ von der Steuer befreien. Es gibt nach Auffassung des BFH aber keine Gründe dafür, den Begriff „Schul- und Hochschulunterricht“ in Artikel 13 Teil A Nr. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG anders auszulegen als in Artikel 13 Teil A Nr. 1 Buchst. j der Richtlinie 77/388/EWG. Im Übrigen ist nach der ständigen Rechtsprechung des EuGH bei der Auslegung der Tatbestandsmerkmale der Steuerbefreiungen zwar zu be-rücksichtigen, dass die Begriffe, mit denen die Steuerbefreiungen umschrieben sind, eng auszulegen sind, weil Steuerbefreiungen Ausnahmen von dem allgemeinen Grundsatz dar-stellen, dass jede Dienstleistung, die ein Steuerpflichtiger gegen Entgelt erbringt, der Mehrwertsteuer unterliegt (z.B. EuGH-Urteil vom 19.04.2007 - C-455/05 - BFH/NV Beilage 2007 S. 294 = UR 2007 S. 379 Rn. 14 „Velvet & Steel“, m.w.N.). Eine besonders enge Auslegung des Begriffs „Schul- und Hochschulunterricht“ würde aber die Gefahr ei-ner unterschiedlichen Anwendung des Mehrwertsteuerrechts in den Mitgliedstaaten her-vorrufen (EuGH-Urteil vom 14.06.2007 - C-445/05 - BFH/NV Beilage 2007 S. 394 = UR 2007 S. 592 „Haderer“).
D.     Auswirkungen für die Praxis
Der BFH hat mit dem Urteil vom 24.01.2008 wiederholt zu § 4 Nr. 21 Buchst. b UStG geklärt, dass Unternehmer, welche nicht sämtliche in der nationalen Befreiungsvorschrift genannten Voraussetzungen erfüllen, sich gegebenenfalls unmittelbar auf die dieser Vor-schrift zugrunde liegende Bestimmung des Artikel 13 Teil A Nr. 1 Buchst. i der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 132 Abs. 1 Buchst. i der MwStSystRL) berufen können (vgl. schon BFH-Urteil vom 21.03.2007 - V R 28/04 - BFH/NV 2007 S. 1604). Betroffene Unternehmer bzw. ihre Berater sollten daher bei der Prüfung der Umsatzsteuerfreiheit ihrer ausgeführten Leistungen neben der nationalen Vorschrift stets auch die zugrunde liegende EG-rechtliche Bestimmung in den Blick nehmen. Für die Praxis ist außerdem die klare Aussage des BFH bedeutsam, wonach die von der zuständigen Landesbehörde ausgestellte Bescheinigung ein Indiz dafür darstellt, dass Leistungen, die tatsächlich dem Anfor-derungsprofil der Bescheinigung entsprechen, nicht den Charakter einer bloßen Freizeit-gestaltung haben. Sind gegenteilige Anhaltspunkte nicht erkennbar, begründet der Inhalt der vorgelegten Bescheinigung demnach eine - widerlegbare - Vermutung mit einer ent-sprechenden Bindungswirkung.
E.      Weitere Themenschwerpunkte der Entscheidung
Der BFH hat außerdem entschieden, dass die Anfechtungsbeschränkung des § 42 FGO i.V.m. § 351 AO einer Herabsetzung der Umsatzsteuer für das Streitjahr 1995 nicht entge-gensteht. Denn die im Oktober 1999 und Februar 2001 ausgestellten Bescheinigungen wir-ken auf das Jahr 1995 zurück und stellen entweder Grundlagenbescheide i.S.d. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO oder rückwirkende Ereignisse i.S.d. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO dar (BFH-Beschluss vom 06.12.1994 - V B 52/94 - BStBl II 1995 S. 913; BMF-Schreiben vom 30.11.1995 - IV C 4-S 7177-22/95 - BStBl I 1995 S. 827). Die durch Artikel 8 Nr. 6 des Gesetzes vom 09.12.2004 (BGBl I 2004 S. 3310) eingefügte Vorschrift des § 175 Abs. 2 Satz 2 AO, wonach die nachträgliche Erteilung oder Vorlage einer Bescheinigung nicht als rückwirkendes Ereignis gilt, ist gemäß Artikel 97 § 9 Abs. 3 Satz 1 GAO erstmals anzuwenden, wenn die Bescheinigung oder Bestätigung nach dem 28.10.2004 vorgelegt oder erteilt wird. Dies war im Besprechungsurteil nicht der Fall.
►   Autorin und Fundstelle:
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